
Durch die Covid-19-Pandemie und die 
mit ihr verbundenen Reisebeschränkun-
gen war eine Vielzahl von Dienstneh-
mern gezwungen, ihre Tätigkeit nicht 
mehr am Sitzort des Arbeitgebers, son-
dern in Form von Telearbeit im Home-
office auszuüben. 

Um hier einen Wechsel der Sozialver-
sicherungszuständigkeit hin zum Wohn-
sitzstaat des Dienstnehmers zu verhin-
dern, hat die EU-Verwaltungskommis-
sion eine Sonderregelung zur grenz-
überschreitenden Telearbeit geschaffen, 
wonach eine vorübergehende Telearbeit 
im Homeoffice zu keiner Änderung der 
Sozialversicherungszuständigkeit füh-
ren soll und die Sozialversicherungszu-
gehörigkeit dementsprechend weiter-
hin im Arbeitgeberstaat besteht. Diese 

Sonderregelung wird nunmehr mit 
30. 6. 2023 auslaufen.

Besteht keine Sondervereinbarung 
und leistet eine Person künftig einen 
wesentlichen Anteil ihrer Tätigkeit im 
Wohnsitzstaat, so unterliegt sie ent-
sprechend der Grundregel ab 1.7.2023 
dort der Sozialversicherungspflicht. Als 
wesentlicher Anteil gilt dementspre-
chend ein Anteil von mindestens 25 %, 
gemessen auf die Arbeitszeit und das 
Arbeitsentgelt. Für den Arbeitgeber hat 
dies zur Konsequenz, dass, sofern ein 
Dienstnehmer künftig mehr als 25  %  
seiner Arbeitszeit im ausländischen 
Homeoffice leistet und keine Sonder-
vereinbarung vorliegt, der Dienstneh-
mer ausschließlich im Wohnsitzstaat der 
Sozialversicherungspflicht unterliegt.

Mit Deutschland, Tschechien und der 
Slowakei wurden abseits der Grund-
regel Sondervereinbarungen abge-
schlossen, welche ab 1.7.2023 zu wir-
ken beginnen. Entsprechend dieser Ver-
einbarungen kann der Dienstnehmer in 
der Sozialversicherung des Arbeitge-
berstaates verbleiben, wenn das im aus-
ländischen Homeoffice geleistete Aus-
maß der Telearbeit nicht mehr als 40 %  
(= im Schnitt zwei Tage pro Woche)  
der Gesamtarbeitszeit beträgt. Wird 
diese Grenze überschritten, unterliegt 
der Dienstnehmer in seinem Wohnsitz-
staat der Sozialversicherungspflicht. 

Neben Deutschland, Tschechien und der 
Slowakei sollen vergleichbare Vereinba-
rungen auch mit weiteren Staaten abge-
schlossen werden. 
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Neue Regelungen zur SV-Pflicht bei  
grenzüberschreitendem Homeoffice
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Zusammenfassende 
Meldung

Nähere Informationen dazu  

finden Sie auf Seite 2 
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Vorsteuererstattung aus Drittländern für 2022 bis 30.6. beantragen!

Österreichische Unternehmer, die zum 
Vorsteuerabzug berechtigt sind, kön-
nen sich unter bestimmten Vorausset-
zungen auch Vorsteuern, die außerhalb 
Österreichs angefallen sind, erstatten 
lassen. 

Erstattung aus Drittländern 

Die Frist für die Rückerstattung der im 
Jahr 2022 in Drittländern angefallenen 
Vorsteuern läuft am 30.6.2023 aus. Zu 
den Drittländern zählen alle Länder, die 

keine Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union sind.

Die Verfahren zur Erstattung der Vor-
steuern sind je Land unterschiedlich.  
Für eine Vorsteuerrückerstattung aus 
einem Drittland muss der Antrag in 
Papierform gestellt werden. Mit dem 
Antrag müssen die Originalbelege und 
eine vom Finanzamt ausgestellte Unter-
nehmerbestätigung mitgeschickt wer-
den. Es empfiehlt sich jedenfalls eine 
Kopie der Originalrechnung selbst auf-
zubewahren.

Gleiches gilt auch für ausländische 
Unternehmer, die keinen Sitz in einem 
EU-Land haben. Auch sie können bis 
spätestens 30.6.2023 die Rückerstat-
tung der im Jahr 2022 in Österreich 
angefallenen Vorsteuern beim Finanz-
amt Graz-Stadt beantragen.

Erstattung aus EU-Mitgliedstaaten

Für Vorsteuervergütungen aus Mit-
gliedsländern der Europäischen Union 
(EU) für das Jahr 2022 ist noch länger 
Zeit. Diese Anträge müssen elektronisch 
bis zum 30.9.2023 gestellt werden. 

Was ist die Zusammenfassende Meldung?
Eine Zusammenfassende Meldung (ZM) 
hat jeder Unternehmer einzureichen, 
der

 • innergemeinschaftliche Warenliefe-
rungen durchführt oder

 • als Erwerber bei einem Dreiecksge-
schäft (zweiter Unternehmer in der 
Kette) steuerpflichtige Lieferungen 
tätigt oder

 • Gegenstände im Rahmen einer Kon-
signationslagerregelung verbringt 
(und andere Sachverhalte in diesem 
Zusammenhang) oder

 • in EU-Mitgliedstaaten steuerpflichtige 
sonstige Leistungen ausführt, für die 
der Leistungsempfänger die Steuer 
schuldet, wenn sich der Leistungsort 
nach dem Empfängerortprinzip laut 
Generalklausel richtet.

Unter dem Begriff Innergemeinschaft-
liche Warenlieferungen sind 

 • innergemeinschaftliche Lieferungen 
mit Ausnahme der Lieferungen neuer 

Fahrzeuge an Abnehmer ohne UID-
Nummer und 

 • das innergemeinschaftliche Verbrin-
gen 

zu verstehen.

In die ZM sind auch alle Dienstleistun-
gen im EU-Ausland aufzunehmen, die 
unter die sogenannte Generalklausel fal-
len und deren Empfänger ein Unterneh-
mer ist und es zum Übergang der Steu-
erschuld kommt. Die Angaben sind in 
diesen Fällen für jenen Meldezeitraum 
zu machen, in dem die Leistung ausge-
führt wird. 

Die Zusammenfassende Meldung ist 
elektronisch mittels FinanzOnline ein-
zureichen. Die Ausgabe einer entspre-
chenden Datei mit den notwendigen 
Informationen erfolgt meist aus der 
Buchhaltungssoftware. 

Die in der ZM enthaltenen Informatio-
nen tauschen die Finanzverwaltungen 
der EU-Mitgliedstaaten untereinander 
aus. Eine ZM ist monatlich abzugeben, 

wenn der Unternehmer seine Umsatz-
steuervoranmeldung (UVA) ebenfalls 
monatlich übermittelt. Hat der Unter-
nehmer seine UVA quartalsweise abzu-
geben, bleibt es auch bei der quartals-
weisen Übermittlung der ZM. Die Über-
mittlung hat in beiden Fällen bis zum 
Ende des Folgemonats zu erfolgen. Die 
ZM für den Monat Mai ist also zum Bei-
spiel bis spätestens 30. Juni zu über- 
mitteln.

Die ZM gilt als Steuererklärung. Wird 
die ZM zu spät abgegeben, kann ein 
Verspätungszuschlag von bis zu 1  % 
der Summe aller zu meldenden Bemes-
sungsgrundlagen festgesetzt werden 
(höchstens € 2.200,00).

Zu beachten ist unter anderem auch, 
dass es eine der materiellen Vorausset-
zungen der Steuerbefreiung von inner-
gemeinschaftlichen Lieferungen ist, 
dass der Unternehmer der Verpflich-
tung zur Abgabe einer Zusammenfas-
senden Meldung nachgekommen ist, 
oder sein Versäumnis zur Zufriedenheit 
der zuständigen Behörden ordnungs-
gemäß begründet hat. 
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Umsatzsteuer: Wo ist eine sonstige Leistung steuerbar?
Werden sonstige Leistungen (Dienst-
leistungen) im Zusammenhang mit Aus-
landssachverhalten erbracht, so ist es 
wichtig festzustellen, in welchem Land 
der Umsatz steuerbar ist.

Hier ist zu unterscheiden, ob der Leis-
tungsempfänger Unternehmer ist (B2B-
Business-to-Business-Leistungen) oder 
Nicht-Unternehmer (B2C - Business-to- 
Customer-Leistungen).

Als Unternehmer für diese Fragestellung 
gilt entsprechend dem Umsatzsteuerge-
setz (UStG),

 • wer eine gewerbliche oder berufliche 
Tätigkeit selbständig ausübt und eine 
Einnahmenerzielung verfolgt (Unter-
nehmer im Sinne des § 2 UStG). Eine 
Gewinnerzielungsabsicht muss nicht 
vorliegen. Dazu zählen z. B. auch 
(USt-)pauschalierte Land- und Forst-
wirte oder Kleinunternehmer, die aus-
schließlich steuerfreie Umsätze bewir-
ken.

 • eine nicht unternehmerisch tätige 
juristische Person mit einer UID-Num-
mer wie z. B. ein gemeinnütziger Ver-
ein mit UID-Nummer.

Wird die Leistung an einen Unterneh-
mer erbracht, so regelt die Generalklau-
sel, dass die sonstige Leistung an jenem 

Ort steuerbar ist, an dem der Leistungs-
empfänger sein Unternehmen betreibt 
(Empfängerort). Wird die Leistung an 
einen Nicht-Unternehmer erbracht, 
so gilt der Ort, an dem der (leistende) 
Unternehmer sein Unternehmen 
betreibt.

Diese Grundregel ist immer anzuwen-
den, außer es handelt sich um eine sons-
tige Leistung, für die eine Sonderregel 
vorhanden ist, wie zum Beispiel für
 
 • Vermittlungsleistungen,

 • Grundstücksleistungen,

 • Personen- und Güterbeförderung,

 • Leistungen im Zusammenhang mit 
kulturellen, künstlerischen, wissen-
schaftlichen, unterrichtenden, sport-
lichen, unterhaltenden oder ähnlichen 
Tätigkeiten,

 • Umschlag, Lagerung oder ähnliche 
Leistungen, die mit Beförderungsleis-
tungen üblicherweise verbunden sind,

 • Arbeiten an beweglichen körperlichen 
Gegenständen und die Begutachtung 
dieser Gegenstände,

 • Restaurant- und Verpflegungsdienst-
leistungen,

 • Eintrittsberechtigungen sowie die 
damit zusammenhängenden sonsti-
gen Leistungen für kulturelle, künst-
lerische, wissenschaftliche, unterrich-
tende, sportliche, unterhaltende oder 
ähnliche Veranstaltungen,

 • Vermietung eines Beförderungsmit-
tels,

 • Telekommunikations- bzw. Rundfunk-
dienstleistungen und auf elektroni-
schem Weg erbrachte Dienstleistun-
gen,

 • bestimmte Leistungen (Katalogleis-
tungen), wenn der Empfänger der 
Leistung eine Privatperson im Dritt-
land ist.

Dieser Artikel bietet nur einen Überblick 
über die diesbezüglichen, zum Teil sehr 
komplexen Regelungen des Umsatz-
steuergesetzes. Bei Dienstleistungen 
im Zusammenhang mit Auslandssach-
verhalten empfiehlt es sich jedenfalls 
eine konkrete individuelle Beratung in 
Anspruch zu nehmen. 

Stellt der Arbeitgeber seinem Arbeit-
nehmer Wohnraum kostenlos oder 
verbilligt zur Verfügung, ist als monat-
licher Quadratmeterwert der jeweils 
am 31. Oktober des Vorjahres gel-
tende Richtwert gemäß Richtwertge-
setzes bezogen auf das Wohnflächen-
ausmaß anzusetzen.

Dieser Richtwert wurde nun per 
1.4.2023 neu festgelegt und ist somit 
für Sachbezüge für Dienstwohnungen 
ab 1.1.2024 maßgeblich:

Bundesland
Richtwert pro m² Wohnflächenausmaß

Neu ab 1.4.2023
Für Sachbezugswerte ab 2024

gültig vom 1.4.2022 bis zum 31.3.2023
Für Sachbezugswerte 2023

Burgenland € 6,09 € 5,61

Kärnten € 7,81 € 7,20

Niederösterreich € 6,85 € 6,31

Oberösterreich € 7,23 € 6,66

Salzburg € 9,22 € 8,50 

Steiermark € 9,21 € 8,49

Tirol € 8,14 € 7,50

Vorarlberg € 10,25 € 9,44

Wien € 6,67 € 6,15

Dieser Wert kann in bestimmten Fällen durch Abschläge vermindert werden. 
Kostenbeiträge des Arbeitnehmers vermindern den Sachbezugswert. Weitere 
Bestimmungen zur Berechnung des Sachbezugswertes – insbesondere bei gemie-
teten Wohnungen – sind zu beachten.

NEUER RICHTWERTMIETZINS SEIT 1.4.2023 – 
NEUE SACHBEZUGSWERTE AB 2024
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Wie Controlling bei einem Klein- oder Mittelbetrieb ein-
geführt werden kann, hängt vom jeweiligen Entwick-
lungsstand der Buchhaltung ab, da sich der Controlling-
Gedanke meistens als Weiterentwicklung der Finanz-
buchhaltung ergibt. Außerdem beeinflussen die Branche, 
der Entwicklungsstand der Organisation sowie spezielle 
Wünsche des Managements die jeweilige Vorgehens-
weise. Hier einige Tipps zur Einführung des Controllings:

 • Definieren Sie klare Ziele, die Sie mit dem Controlling 
erreichen möchten, wie z. B. die Verbesserung von Effi-
zienz, Rentabilität oder Liquidität.

 • Als erster Schritt eignet sich oft die Einführung einer 
Vorschau-Rechnung bzw. einer Planung samt Soll/
Ist-Vergleichen auf Basis der Zahlen der Finanzbuch- 
haltung.

 • Bei Einführung einer Kosten- bzw. Deckungsbeitrags-
rechnung ist branchenabhängig auf eine genügend 
genaue Differenzierung der variablen Kosten zu ach-
ten, um damit eine Deckungsbeitragsrechnung für 
die Beurteilung von Produkten, Kunden und Regionen 
betreiben zu können.

 • Wesentlich ist auch die kontinuierliche Verbesserung 
des Controlling-Systems und die Überprüfung der  
Relevanz neuer Fragestellungen aus dem internen wie 
auch externen Bereich für das Controlling-System.

 • Der gesamte Prozess ist durch unternehmensinterne 
Überzeugungsarbeit zu unterstützen.

WIE KANN CONTROLLING BEI  
EINEM KLEIN- ODER MITTELBETRIEB 
EINGEFÜHRT WERDEN?

Stand: 4.4.2023

Wie hoch sind die Jahres-
kosten eines Nettogehalts?

Aufgrund einer weiteren Zinssatzerhöhung der EZB gelten 
mit Wirksamkeit ab 22.3.2023 für Stundungs-, Aussetzungs-, 
Anspruchs-, Beschwerde- und Umsatzsteuerzinsen ein Zins-
satz von 4,88 %. 

STEUERTERMINE  |  MAI 2023

VERBRAUCHERPREISINDIZES
Monat Jahres-

inflation %
VPI 2020 
(2020=100)

VPI 2015 
(2015=100)

März 2023   9,2 118,8 128,5

Februar 2023 10,9 118,2 127,9

Jänner 2023 11,2 117,1 126,7

Fälligkeitsdatum 15. Mai 2023

USt, NoVA, WerbeAbg  für März

L, DB, DZ, ÖGK, KommSt für April

Kammerumlage, Kfz-Steuer  für I. Quartal 2023

ESt- und KÖSt-Vorauszahlung  für II. Quartal 2023

In Mitarbeitergesprächen wird oft auch das Gehalt thema-
tisiert. Der Mitarbeiter denkt dabei oft an den Betrag, der 
monatlich auf seinem Bankkonto gutgeschrieben wird. Die 
nachfolgende Tabelle zeigt beispielhaft eine Grobberechnung 
der Jahreskosten in 2023 bei bestimmten Nettogehältern:

Netto               Brutto             Jahreskosten
1.000,00         1.180,00           21.400,00
1.200,00         1.430,00           25.900,00
1.400,00         1.720,00           31.200,00
1.600,00         2.090,00           37.800,00
1.800,00         2.460,00           44.600,00
2.000,00         2.810,00           50.900,00
2.200,00         3.160,00           57.200,00
2.400,00         3.550,00           64.300,00
2.600,00         3.960,00           71.800,00
2.800,00         4.380,00           79.400,00
3.000,00         4.790,00           86.900,00
3.200,00         5.200,00           94.400,00
3.400,00         5.620,00         101.900,00
3.600,00         6.000,00         108.400,00
3.800,00         6.350,00         113.700,00
4.000,00         6.740,00         119.600,00

(Grobberechnung für Angestellte für das Jahr 2023. Brutto 
auf die nächsten vollen 10  € aufgerundet. Jahreskosten auf  
die nächsten 100  € aufgerundet. Je Bundesland können die 
Dienstgeber Jahreskosten etwas variieren. Keine Berücksich-
tigung von Prämien, Sachbezügen, Pendlerpauschalen, indi-
viduellen Absetzbeträgen und ähnliches. Bitte kontaktieren  
Sie uns für eine konkrete individuelle Berechnung.) 

Wie hoch ist der Zinssatz 
bei der Finanz?
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